
 

 

 

 

 
 
 
Allgemeine Mietbedingungen 
für die Vermietung von Systemen und Geräten der Firma SmartRep GmbH (Vermieter) und einem Unter-
nehmer (Mieter) 
 
§ 1 Präambel 
Für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Vermieter und dem Mieter gelten ausschließlich die nachfol-
genden Allgemeinen Geschäftsbedingungen in ihrer zum Zeitpunkt der Bestellung gültigen Fassung. Ent-
gegenstehende oder abweichende Bedingungen des Mieters erkennt der Vermieter nicht an und wider-
spricht diesen. Die vorliegenden AGB gelten auch dann, wenn der Vermieter in Kenntnis entgegenstehen-
der oder von diesen AGB abweichenden Bedingungen des Mieters Lieferungen vornimmt und/oder Leis-
tungen erbringt. 
 
§ 2 Miete, Mietbeginn, Mietdauer 
1. Die Mietzeit beginnt mit dem Tage der Übergabe (Lieferdatum) der gemieteten Sache an den Mieter 
und endet mit deren Rückgabe (Wareneingang) an den Vermieter oder die von ihm ausdrücklich benannte 
Stelle. 
2. Liefertermine und Lieferfristen sind nur dann verbindlich, wenn sie im Mietvertrag als verbindlich nach 
dem Kalendertag bestimmt sind. 
3. Schadensersatz wegen verzögerter Überlassung der Mietsache oder wegen Nichterfüllung kann der  
Mieter nur verlangen, wenn er dem Vermieter sechs Wochen nach Überschreitung eines unverbindlichen 
Liefertermins eine Nachfrist von wenigstens zwei Wochen gesetzt hat und die Überschreitung der Nach-
frist durch den Vermieter zumindest grob fahrlässig verursacht wurde.  
4. Bei höherer Gewalt, Aufruhr, Streik, Aussperrung, unverschuldeter erheblicher Betriebsstörung oder 
vergleichbaren Hemmnissen verzögert sich der Zeitpunkt der Bereitstellung um die Dauer der durch diese 
Umstände bewirkte Verzögerung. 
5. Der Mieter hat die Pflicht, die Mietsache bei Erhalt unverzüglich auf etwaige offensichtliche Mängel hin 
zu untersuchen und bei Vorliegen von Mängeln den Vermieter unverzüglich in Textform über die Mängel 
zu unterrichten. Unterlässt der Mieter schuldhaft die Benachrichtigung des Vermieters, sind Ansprüche 
des Mieters gegen den Vermieter wegen der nicht oder nicht rechtzeitig gerügten Mängel ausgeschlossen. 
6. Der Mieter ist nicht berechtigt, die Übernahme der Mietsache zu verweigern, wenn diese gegenüber 
Angaben in den bei Vertragsschluss bekannten Beschreibungen nur unerhebliche, zumutbare Abweichun-
gen aufweist. 
7. Der Mieter erhält bei Übernahme der Mietsache eine Ausfertigung der Bedienungsvorschrift. Ist eine 
solche der Mietsache nicht beigefügt, ist er verpflichtet, dem Vermieter hiervon umgehend Meldung zu 
machen. Der Mieter verpflichtet sich, zu Beginn des Mietverhältnis die Bedienungsanleitung sorgfältig zur 
Kenntnis zu nehmen und sämtliche dort enthaltenen Vorgaben während der Mietzeit einzuhalten. 
 
§ 3 Mietpreis und Zahlungsbedingungen 
Dem Vertrag liegen die jeweils am Tage der Anmietung gültigen Preise aus der Auftragsbestätigung 
zugrunde. Der Mietpreis und eine ggf. vereinbarte Sonderzahlung sind Gegenleistung für die Gebrauchs-
überlassung der Mietsache. Der Mietzins und ggf. vereinbarte Nebenleistungen sind mit Rechnungsstel-
lung fällig. 
 
§ 4 Überführung der Mietsache 
Transportkosten gehen zu Lasten des Mieters und werden gesondert berechnet. Der Transport von 
Mietgegenständen erfolgt auf Gefahr des Mieters. Der Mieter hat eine Transportversicherung für 
Lieferung und Rücklieferung in Höhe des Warenwertes der Mietsache abzuschließen und dem Vermieter 
vor Übersendung auf Verlangen nachzuweisen. Zu einem Transport zu anderen als dem vertraglich ver-
einbarten Aufstellort ist der Vermieter grundsätzlich nicht verpflichtet. 
 



 

 

 
 
 
 
 
§ 5 Pflichten des Mieters 
1. Der Mieter ist verpflichtet: 
- die Mietsache gemäß der beigefügten Bedienungsanleitung nur durch einen Fachmann anzuschließen, 
zu bedienen und die gesetzlichen und Absicherungsvorschriften zu beachten. 
 
- die Mietsache vor Überbeanspruchung in jeder Weise und gegen ungünstige Witterungseinflüsse, 
Sachbeschädigung und Diebstahl zu schützen. 
- für sach- und fachgerechte Wartung und Pflege der Mietsache Sorge zu tragen, insbesondere vor 
Inbetriebnahme und während des Betriebes der Mietsache. 
- den Vermieter zu Beginn des Mietverhältnisses sowie bei jeder Standortveränderung über den aktuellen 
Standort der Mietsache zu informieren. Änderungen des zwischen Vermieter und Mieter vereinbarten 
Einsatzes bzw. Standortes der Mietsache dürfen nicht ohne schriftliche Genehmigung des Vermieters er-
folgen. Anderenfalls hat der Vermieter das Recht, den Mietvertrag fristlos zu kündigen. 
- Sorge dafür zu tragen, dass das Eigentümer-Hinweisschild des Vermieters auf der Mietsache jederzeit 
erkennbar ist und weder abgedeckt noch abmontiert wird. Anderenfalls hat der Mieter den Vermieter 
unverzüglich zu benachrichtigen. 
- während der Dauer des Mietvertrages bis zur Rückgabe der Mietsache für die Mietsache und sämtliches 
Zubehör die Verkehrssicherungspflicht zu übernehmen. 
2. Dem Mieter ist es nicht gestattet, die Mietsache zu veräußern, zu übereignen, auch nicht zur Sicherheit, 
zu verpfänden oder anderweitig zu belasten. Sollte ein Dritter durch Beschlagnahme, Pfändung oder aus 
sonstigen Gründen Rechte an der Mietsache geltend machen, so ist der Mieter verpflichtet, dem Dritten 
unverzüglich von den Eigentumsrechten des Vermieters in Kenntnis zu setzen und dem Vermieter Anzeige 
zu erstatten.  
3. Instandsetzungs- und Instandhaltungsarbeiten sowie etwaige Reparaturen erfolgen ausschließlich 
durch den Vermieter. Der Vermieter ist bei Verdacht von Veränderungen oder bei Verdacht einer 
Gefährdung des Mietgegenstandes jederzeit berechtigt, den Mietgegenstand selbst oder durch einen 
Beauftragten untersuchen zu lassen.  
 
§ 6 Gefahrtragung, Abwicklung von Schäden und Versicherungen 
1. Während der Mietdauer haftet der Mieter dem Vermieter für Untergang, Verlust, Beschlagnahme und 
Beschädigung der Mietsache verschuldensunabhängig, jedoch nicht bei Verschulden des Vermieters. 
Nicht hiervon erfasst sind Abnutzungen, die auf den vertragsgemäßen Gebrauch der Mietsache 
zurückzuführen sind. Untergang, Verlust, Beschlagnahme oder Beschädigung der Mietsache hat der Mie-
ter dem Vermieter und ggf. bestehenden Versicherern unverzüglich in Textform anzuzeigen und jede ge-
wünschte Auskunft zu erteilen.  
2. Der Mieter ist zudem verpflichtet, die Mietsache für die Dauer der Mietzeit auf seine Kosten, in Höhe 
des Warenwertes, zugunsten des Vermieters gegen Diebstahl, Vandalismus und Bedienungsfehler zu 
versichern. Den Versicherungsschein hat der Mieter dem Vermieter auf Verlangen zur Einsichtnahme 
vorzulegen. Im Falle des Untergangs bzw. Beschädigung der Mietsache haftet der Mieter bei 
Nichtversicherung bzw. nicht vorhandener Deckung dem Vermieter gegenüber ggf. nach Abzug der 
Versicherungsleistung - bis zu dem Zeitwert der Mietsache. Der Mieter verpflichtet sich im Versicherungs-
falle, dem Vermieter auf dessen Verlangen seine Ansprüche gegenüber der einstandspflichtigen Versiche-
rung unverzüglich abzutreten.  
 
§ 7 Vorzeitige Vertragsbeendigung 
1. Der Mietvertrag ist nicht ordentlich kündbar.  
2. Beide Parteien haben das Recht, den Mietvertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist zu kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem kündigenden Teil unter Berücksichtigung 
aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Ver-
tragsverhältnisses bis zur vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kündigungsfrist nicht zuge-
mutet werden kann. Ein wichtiger Grund für den Vermieter liegt insbesondere vor, wenn: 
 
 



 

 

 
 
 
 
 
- der Mieter die Mietsache vertragswidrig benutzt, in unzulässiger Weise über die Mietsache verfügt oder 
sie ohne Zustimmung des Vermieters Dritten überlässt,  
- die Mietsache beschlagnahmt wird; 
- der Mieter die ihm obliegenden Versicherungen nicht durch Vorlage geeigneter Urkunden nachweist 
3. Der Vermieter ist zur fristlosen Kündigung zudem berechtigt, wenn: 
- der Mieter mit mindestens zwei Mietraten in Verzug ist oder in einem Zeitraum, der sich über mehr als 
zwei Zahlungstermine erstreckt, mit anderen Beträgen in Verzug ist, die eine Höhe von zwei Mietraten 
erreichen; 
- bei dem Mieter eine nachweisbar wesentliche Verschlechterung der Vermögenslage eingetreten ist, aus 
der sich eine Gefährdung der Zahlungsfähigkeit des Mieters herleitet; 
- der Mieter Wechsel oder Schecks zu Protest gehen lässt oder die eidesstattliche Versicherung nach § 
807 ZPO abgibt; 
- dem Abschluss und/oder der Durchführung dieses Vertrages durch den Mieter auf die Vertragsparteien 
anwendbare Sanktionen entgegenstehen (Sanktionen sind durch staatliche Organisationen oder Staaten 
angeordnete Zwangsmaßnahmen, wie Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos. Sie 
beschränken oder untersagen Handlungen und/oder Rechtsgeschäfte gegenüber einem bestimmten 
Land, bestimmten natürlichen und/oder juristischen Personen oder Personengruppen, den Handel mit 
bestimmten Gütern oder den diesbezüglichen Zahlungsverkehr (in der Regel als Repressalie gegen Völ-
kerrechtsverletzungen oder um das betreffende Land zu bestimmten Handlungen zu zwingen bzw. es da-
von abzuhalten)). 
4. Sowohl dem Vermieter als auch dem Mieter bzw. dessen Erben steht ein Recht zur fristlosen Kündigung 
zu, wenn der Mieter verstirbt; dem Tod einer natürlichen Person steht der Verlust der Rechtsfähigkeit 
einer juristischen Person (z.B. einer GmbH) oder die Auflösung einer Gesellschaft (z.B. einer OHG) gleich. 
5. Bei Totalschaden oder Verlust der Mietsache kann jeder Vertragspartner den Mietvertrag zum Ende 
eines Vertragsmonats kündigen. 
 
§ 8 Haftung des Vermieters 
Der Vermieter haftet nicht für fahrlässige Pflichtverletzung, sofern diese keine vertragswesentlichen 
Pflichten betreffen oder Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder 
Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz begründen. Er haftet in diesen Fällen für solche Schäden, die 
ihre Grundlage in einem arglistigen Verschweigen des Mangels haben oder er eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Ware abgegeben hat. Sofern der Vermieter auch für leichte Fahrlässigkeit haften, ist 
die Haftung der Höhe nach auf vertragstypische, vorhersehbare Schäden begrenzt. Sofern die Haftung des 
Vermieters ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die Haftung von gesetzlichen Vertretern, 
Mitarbeitern und Erfüllungsgehilfen. Die Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes sowie der Daten-
schutzgesetze bleiben unberührt. 
 
§ 9 Rückgabe der Mietsache 
1. Zu einer Rücknahme der Mietsache ist der Vermieter nur während seiner Geschäftszeiten verpflichtet.  
2. Kommt der Mieter seiner Rückgabeverpflichtung bei Beendigung des Mietvertrages nicht nach, ist der 
Vermieter berechtigt, für die Dauer der Vorenthaltung pro Monat die vertraglich vereinbarte Mietrate 
und pro Tag 1/30 der vertraglich vereinbarten Mietrate als Nutzungsentschädigung zu fordern (§ 546a 
BGB). Gibt der Mieter Zubehör (inkl. Bedienungsanleitung) nicht zurück, hat er die Kosten der Ersatzbe-
schaffung sowie einen sich daraus ergebenden weiteren Schaden zu ersetzen. Die Geltendmachung dar-
über hinausgehender Schäden bleibt dem Vermieter vorbehalten. 
3. Nutzt der Mieter die Mietsache nach Beendigung des Vertrages weiter, so führt dies nicht zur Fortset-
zung des Vertragsverhältnisses. 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 
 
4. Bei Rückgabe muss die Mietsache in einem dem Alter, der Nutzungsdauer und dem Verwendungszweck 
entsprechenden Erhaltungszustand, frei von Schäden sowie betriebssicher sein. Normale Verschleißspu-
ren gelten nicht als Schaden. Vorgesehene Wartungsarbeiten hat der Mieter vor Rückgabe der Mietsache 
an den Vermieter durchzuführen. 
5. Ein durch den Vermieter ausgestellter Rücklieferschein ist insoweit nur ein Beleg für die Entgegen-
nahme. Sie stellt kein Anerkenntnis eines mangelfreien Zustandes der Mietsache dar. Der Vermieter wird 
vielmehr innerhalb angemessener Zeit ein Zustandsprotokoll der Mietsache erstellen. Dem Mieter steht 
das Recht zu, das Protokoll gemeinsam mit dem Vermieter zu erstellen. Nimmt der Mieter dieses Recht 
nicht wahr, geht dies zu seinen Lasten. 
6. Notwendige Reinigungs- und Aufbereitungskosten für verschmutzt zurückgegebene Mietsachen wer-
den dem Mieter mit 140,-€ netto pro Stunde zzgl. ggf. erforderlicher Ersatzteile in Rechnung gestellt. 
 
§10 Sonstige Bestimmungen 
1. Sollten einzelne der vorstehenden Bestimmungen unwirksam oder nichtig sein oder werden, wird 
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.  
2. Forderungen des Mieters aus diesem Vertrag dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des 
Vermieters abgetreten werden.  
3. Der Vermieter ist berechtigt, zum Zwecke der Refinanzierung das Eigentum an der Mietsache sowie alle 
Rechte und Pflichten des Vermieters, insbesondere die Forderungen aus diesem Vertragsverhältnis auf 
Dritte zu übertragen. Der Mieter verzichtet auf Mitteilungen diesbezüglicher Übertragungen und Abtre-
tungen.  
4. Der Mieter kann gegen Forderungen des Vermieters nur mit einer unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderung aufrechnen.  
5. Nebenabreden, nachträgliche Ergänzungen oder Änderungen des Mietvertrags sowie seine einver-
nehmliche Aufhebung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Abänderung dieser Schriftformklau-
sel. 
6. Der Mieter verpflichtet sich, die zur Durchführung der Identifizierung nach dem Geldwäschegesetz er-
forderlichen Informationen und Unterlage  zur Verfügung zu stellen und im Laufe der Geschäftsbeziehung 
ergebende Änderungen unverzüglich anzuzeigen. Diese Verpflichtung erstreckt sich ebenfalls auf die An-
zeige der Eintragung in und Einreichung eines Auszuges aus dem Transparenzregister bei dem   Vermieter, 
sofern der Mieter im Transparenzregister als transparenzpflichtige Einheit i.S.d. §§ 20,21 Geldwäschege-
setz registriert ist. Der Mieter hat gegenüber dem Vermieter offenzulegen, ob er die  Geschäftsbeziehung 
oder die Transaktion für einen wirtschaftlich Berechtigten begründen, fortsetzen  oder durchführen will. 
Mit der Offenlegung hat er dem Vermieter auch die Identität des wirtschaftlich Berechtigten nachzuwei-
sen. 
 
§ 11 Gerichtsstand 
Ausschließlicher Gerichtsstand ist der Sitz des Vermieters, soweit der Mieter Kaufmann im Sinne des HGB, 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist oder nach 
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt hat oder sein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
 
 

    


